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Bericht des Landesvorstandes

an den 10. Landesparteitag der Linkspartei.PDS

Der Landesvorstand der Berliner PDS wurde im Dezember 2003 gewählt. Zu dieser Zeit befand sich die PDS insgesamt in einer krisenhaften Phase. Die Krise war nach der verlorenen Bundestagswahl 2002 offen ausgebrochen. Und es war unentschieden, wohin sich die PDS entwickelt. 

Ein Symptom dieser Krise war das ungeklärte Verhältnis der Partei zu den Regierungsbeteiligungen der PDS in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern. Massive Versuche auf dem Bundesparteitag in Gera (10/2002), beide Landesverbände für die bundespolitische Niederlage in Haft zu nehmen, wirkten fort, auch im Berliner Landesverband. 
Dies alles drohte auch die Position der Berliner PDS innerhalb der rot-roten Koalition zu schwächen. Der Landesverband suchte einen konstruktiven Ausweg mit einer Kommunikations- und Politikoffensive. Die 1. Tagung des 9. Landesparteitages formulierte daher für die Berliner PDS, und damit für den neu gewählten Landesvorstand, folgende Aufgaben:

· Mit der Europawahl 2004 und der Bundestagswahl 2006 muss die PDS wieder bundespolitische Bedeutung erlangen.

· Die Regierungsarbeit ist unter schwierigsten Bedingungen fortzusetzen und das Profil der PDS als Garant sozialer Balance zu schärfen.

· Mittels politischer Projekte sind Berliner Zukunftspotenziale wie Wissenschaft, Bildung und Kultur mit sozialen Perspektiven zu verknüpfen.

· Bundespoltisch ist die Opposition gegen die „Agenda 2010“ und „Hartz IV“ zu stärken und alternativ eine „Agenda sozial“ zu entwickeln.

· Die eigene Öffentlichkeitsarbeit ist zu verbessern und die Parteireform soll beschleunigt werden.

Der Landesvorstand wurde beauftragt, eine Halbzeitbilanz der PDS nach zwei Jahren rot-roter Koalition zu erarbeiten und dazu eine breite Debatte im Landesverband und darüber hinaus zu organisieren. Zugleich sollte die strategische Debatte innerhalb der Gesamt-PDS durch die Berliner Erfahrungen und Positionen befruchtet werden.

Diese Aufgaben prägten die Arbeit des Landesvorstandes, sie konnten weitgehend, wenn auch nicht vollends, umgesetzt werden. 

· Die Konsolidierung der PDS nach der verlorenen Bundestagswahl wurde fortgesetzt. Markante Etappen waren der „Strategie“-Beschluss durch den Potsdamer Parteitag, die gestärkte Wiederwahl der PDS ins EU-Parlament und als Linkspartei.PDS das bisher beste  Ergebnis zu einer Bundestagswahl. 

· Die Berliner PDS erarbeitete eigene Projekte für ihre Berlin-Politik. Zu wichtigen landespolitischen Themen initiierte der Landesvorstand gemeinsam mit der Fraktion im Abgeordnetenhaus inhaltliche Debatten, die in Parteitagsbeschlüssen mündeten, z. B. zur Hochschulpolitik und zur „sozialen Stadt“. 

· Der Landesvorstand unterbreitete eine Halbzeitbilanz der PDS nach zwei Jahren Rot-Rot in Berlin. Auf dieser Basis wurden in einer breiten Debatte im Berliner Landesverband sowie in weiteren Bundesländern die Stärken und Chancen, aber auch Defizite der bisherigen Regierungsarbeit analysiert. 

· Die eigene Öffentlichkeitsarbeit (Print und Internet) wurde qualifiziert. Dadurch wurde die politische Arbeit transparenter und nachvollziehbarer.

· Die Berliner PDS griff außerparlamentarische Initiativen auf, unterstützte und stärkte sie. Dazu gehörten Aktionen gegen „Hartz IV“, gegen rechtsextremistische Aufmärsche und gegen Kriegseinsätze der Bundeswehr. 

· Die Berliner Linkspartei.PDS konnte ihre Wahlergebnisse deutlich verbessern. Berliner Genossinnen und Genossen engagierten sich außerdem in anderen Landesverbänden, zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen. 

· Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Berliner PDS wurden organisatorisch und politisch geschult. Durch zunehmende Neueintritte, insbesondere seit Juni 2005, wurde der Mitgliederschwund gebremst. Dadurch konnte auch die finanzielle Basis für die politische Arbeit etwas verbessert werden. 

Im Berichtszeitraum von Dezember 2003 bis November 2005 standen folgende Schwerpunkte im Mittelpunkt der politischen Arbeit des Landesvorstands:

1. Halbzeitbilanz „In der Mitte, nicht über den Berg“: Unter dem Strich steht ein Plus

Der 9. Landesparteitag beauftragte den Landesvorstand auf seiner 1. Tagung im Dezember 2003, eine Halbzeitbilanz zu erarbeiten, die Ergebnisse, Erfolge, Probleme und Schwächen der Regierungsbeteiligung im Berliner Senat aufzeigt, Schlussfolgerungen für die weitere Arbeit unterbreitet und breit mit der Basis diskutiert wird. Der Landesvorstand setzte im Januar 2004 eine Arbeitsgruppe ein und beschloss eine Konzeption für die Erarbeitung der Halbzeitbilanz. Maßstab sollte die Koalitionsvereinbarung und deren Umsetzung sein. Es sollten Schlussfolgerungen für die politische Strategiebildung und für das weitere Agieren der PDS in der Regierungsbeteiligung aufgezeigt werden. Zentrales Anliegen war ein intensiver Dialog mit den Mitgliedern und Sympathisant/innen zur Bilanz. Es ist gelungen, eine breite Debatte über die vorgelegte Halbzeitbilanz im Landesverband zu initiieren. Die Mitglieder des Landesvorstands haben in vielen Basisveranstaltungen diese Bilanz vorgestellt und mit den Mitgliedern darüber diskutiert. In der Bilanz haben wir die Ausgangs- und Rahmenbedingungen für die Regierungsbeteiligung skizziert und die Probleme, Sorgen und Nöte, aber auch die Erfolge der Arbeit in der Koalition verdeutlicht. Der Landesvorstand nahm eine politische Bewertung des Handelns der Berliner PDS in der Koalition vor und betrachtete die vorgelegte Halbzeitbilanz auch als Beitrag zur Strategiedebatte der Partei. Wir gelangten zu dem Schluss, dass es gelungen ist, rote Fäden von PDS-Politik wie soziale Gerechtigkeit, Priorität von Bildung, Kultur und Wissenschaft, Aufräumen mit Filz und Korruption, Brücken bauen zwischen Ost und West und einen innenpolitischen Mentalitätswechsel hin zu einer weltoffenen toleranten Stadt aufzunehmen. Zum Resümee gehörte, dass Rot-Rot einen Kurswechsel in der Hauptstadt eingeleitet, die Politik des Größenwahns beendet, einen Kassensturz vollzogen und damit einen realistischen Blick in die Zukunft ermöglicht hat. Wir haben in der Koalition eine Strategie gegen weitere Verschuldung entwickelt, Altlasten werden abgebaut und entschärft. Prägend für die Handschrift und die Ziele der PDS ist dabei ein hohes Maß an sozialer Gerechtigkeit. Nach intensiver Debatte in den Bezirksverbänden hat die 3. Tagung des 9. Landesparteitages der PDS im Mai 2004 dieser Halbzeitbilanz mit großer Mehrheit zugestimmt und in den Mittelpunkt der weiteren Arbeit die Erarbeitung und Umsetzung eigener politischer Projekte der PDS in der Koalition gestellt.

Zu einer ähnliche Einschätzung wie in unserer Halbzeitbilanz kam auch Prof. Rolf Reißig. Er hatte im Auftrag der Rosa-Luxemburg-Stiftung eine Studie „Mitregieren in Berlin. Die PDS auf dem Prüfstand“ vorgelegt. Die Schlussfolgerungen der Studie stärkten die Berliner PDS in ihren Überlegungen zu einer weiterführenden Reformstrategie. Besser als bisher muss es gelingen, unsere leitende Idee für eine tragfähige Stadt-Perspektive zu verdeutlichen, zum Beispiel durch die Konzentration auf zentrale politische Projekte, die entsprechend zu kommunizieren sind. In diesem Sinne begreifen wir linke Politik in Regierungsverantwortung auch als Lernprojekt.

2. Auseinandersetzung mit „Hartz IV“ – Protest, Alternativen, Umsetzungsverantwortung und Ausloten von Spielräumen zu Gunsten Betroffener

Zentrales Feld politischer Auseinandersetzung war und ist die „Hartz IV“- Gesetzgebung der Bundesregierung. Die Berliner PDS hat „Hartz IV“ abgelehnt und damit dafür gesorgt, dass das Land Berlin im Bundesrat diesem Gesetz nicht zugestimmt hat.

Der Berliner PDS hat sich aktiv am Bündnis gegen „Hartz IV“ beteiligt und für die Teilnahme an den Montagsdemonstrationen, an denen auch Amts- und Mandatsträger/innen der PDS aktiv teilnahmen, mobilisiert. Zugleich hatten wir in unserer politischen Verantwortung in den Bezirken und im Senat die Voraussetzungen zu schaffen, dass dieses Gesetz ab 1. Januar 2005 auch in Berlin umgesetzt wird, sodass die Betroffenen rechtzeitig ihre Unterstützung erhalten können. Zum uns in der Öffentlichkeit und auch vom Koalitionspartner vorgeworfenen Spagat zwischen Ablehnung des Gesetzes und seiner Umsetzung hat der Landesvorstand erklärt, dass das für uns zwei Seiten einer Medaille sind. Im Interesse der Betroffenen engagieren wir uns gegen „Hartz IV“, fordern die Aussetzung des Gesetzes und grundlegende Korrekturen. Aber zu Gunsten der Betroffenen sorgen wir überall dort, wo wir administrative Verantwortung tragen, mit dafür, dass zustehende Leistungen ausgezahlt und Spielräume zu Gunsten der Betroffenen ausgelotet werden. Weiter ging es uns darum, im Protest auch unsere Alternativen im Rahmen der „Agenda sozial“ weiter zu entwickeln. In der Umsetzung des Gesetzes setzten wir unsere Schwerpunkte neben der Sicherstellung der Arbeit der Jobcenter auf die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in Landes- und bezirklicher Verantwortung und auf eine sozial verträgliche Ausgestaltung der Regelungen zu den Kosten der Unterkunft.

Der Landesvorstand hat die Bezirksverbände darin unterstützt, Hilfe für Betroffene vor Ort anzubieten, in deren Mittelpunkt Informationen über die gesetzlichen Regelungen und die Möglichkeiten unabhängiger Beratung sowie über die Möglichkeiten, am Protest gegen „Hartz IV“ teilzunehmen, standen. In zwei Schulungsveranstaltungen des Landesvorstandes wurde über die neuen gesetzlichen Regelungen informiert. Dieses Angebot wurde sehr gut angenommen.

3. „Wissen schafft Stadt“ – Für eine progressive Hochschulpolitik

Auf einer Hochschulpolitischen Konferenz im Februar 2004 und auf der 2. Tagung des 9. Landesparteitages befasste sich die Berliner PDS mit der Hochschul- und Wissenschaftspolitik. Erarbeitet durch die Landesarbeitsgemeinschaft Wissenschaft und Hochschule, brachten Landesvorstand und LAG gemeinsam einen Antrag ein, der die Leitlinien für eine progressive Hochschulpolitik aufzeigte und mit sehr großer Mehrheit vom Landesparteitag beschlossen wurde. Darin spricht sich die PDS für eine Stärkung der öffentlich finanzierten Berliner Hochschulen als Orte von Bildung und Forschung aus und setzt sich für eine mittelfristige Erhöhung der finanziellen Mittel für die Hochschulen und für einen Hochschul-Länderfinanzausgleich ein. Die PDS will ein neues Hochschulgesetz, das eine viertelparitätische Mitbestimmung durch Professoren, akademische Mitarbeiter, Studierende und sonstige Mitarbeiter vorsieht, die Ausübung des politischen Mandats der Verfassten Studierendenschaften soll gewährleistet werden. Der Beschluss plädiert für eine Weiterführung der Reformen der Personalstruktur. Das Recht auf Hochschulbildung und der freie Zugang zu den Hochschulen wird als Kriterium sozialer Gerechtigkeit bezeichnet.

Eine sehr kontroverse Debatte gab es vor und auf dem Landesparteitag um das Studienkontenmodell von Thomas Flierl. Es unterbreitete vor dem Hintergrund der drohenden Aufhebung des Verbots von Studiengebühren durch das Bundesverfassungsgericht einen Vorschlag, der ein gebührenfreies Erststudium in Berlin – auch als Teilzeitstudium – sichern sollte und finanziell so bemessen war, dass nur Langzeitstudierende mit einer deutlich über der Norm liegenden Studienzeit zur Finanzierung ihres Abschlusses herangezogen würden. Dabei waren sich Befürworter und Gegner dieses Modells einig in der generellen Ablehnung von Studiengebühren. Uneinigkeit bestand in der Frage, was dafür der bessere Weg ist. Mit deutlicher Mehrheit wurde der Antrag „Koalitionsvertrag statt Studiengebühren“ beschlossen, der die Einführung von Studienkonten ablehnt.

4. Gemeinsam sind wir Stadt!

Langfristig vorbereitet durch eine Arbeitsgruppe des Landesvorstandes und der Fraktion, beschloss die Berliner PDS auf der 4. Tagung des 9. Landesparteitages im April 2005 mit ihren „Strategien für eine soziale und solidarische Stadtgesellschaft“ als erste hauptstädtische Partei einen Leitfaden für dieses wichtige Zukunftsthema. Als wichtigste Leitbilder und Handlungsziele wurde formuliert, Demokratie, Teilhabe und Selbstbestimmung zu stärken, Beschäftigung und lokale Ökonomie zu fördern, die soziokulturelle Infrastruktur und das bürgerschaftliche Engagement weiter zu entwickeln, die Integration zu verbessern und die soziale Sicherheit und das Gesundheitssystem auszubauen.

Am Vorabend des 1. Mai sah der Landesparteitag in den Bemühungen des PDS-geführten Bezirksamtes gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern für einen politischen und friedlichen 1. Mai in Kreuzberg ein wichtiges Indiz für eine multikulturelle und soziale Stadt: Selbstbestimmt Verantwortung für den eigenen Kiez  zu übernehmen und zu integrieren bei Beibehaltung der Vielfalt und des gegenseitigen Respekts.

5. Ablehnung der EU-Verfassung und Politik in der Koalition

Eine kontroverse Debatte entwickelte sich in der Berliner PDS und insbesondere auf der 4. Tagung des 9. Landesparteitages zum Abstimmungsverhalten der PDS im Senat und des Landes Berlin im Bundesrat zur EU-Verfassung. Eine knappe Mehrheit der Delegierten entschied sich für den Antrag des Landesvorstandes, der EU-Verfassung im Senat nicht zuzustimmen, jedoch aus der Verfassungsfrage keine Koalitionsfrage mit unkalkulierbaren Folgen zu machen. Dabei wurde auch der Situation Rechnung getragen, dass es die PDS insgesamt nicht vermochte, eine breite, öffentlichkeitswirksame Kampagne gegen die EU-Verfassung zu führen, sodass ein tiefgreifender Streit in der Berliner Koalition in dieser Frage nicht vermittelbar schien. Da die Diskussionen zu diesem Thema auch nach dem Landesparteitag weiter gingen, wurde das Angebot des Landesvorstandes, dass seine Mitglieder vor Ort in den Bezirksvorständen und Basisveranstaltungen als Diskussionspartner zur Verfügung stehen, umfangreich angenommen. Die 3 PDS-Senatoren bzw. Senatorin stimmten im Senat mit Nein.

6. Politische Stellungnahme zu weiteren wichtigen Fragen der Landespolitik

Der Landesvorstand informierte sich regelmäßig zu wichtigen Fragen der Landespolitik und positionierte sich politisch zu ausgewählten Themen. 

· Der Landesvorstand der PDS Berlin forderte in einem Beschluss die BVG und die S-Bahn Berlin GmbH auf, wieder eine Sozialkarte einzuführen. Mit der Einführung eines ermäßigten Angebots für alle von der Rundfunkgebührenpflicht befreiten Personen könnte die Mobilität von Zehntausenden Berlinerinnen und Berlinern, die in sozial schwächeren Verhältnissen leben, gesichert werden. Der LV unterstützte die Positionen des/der PDS-Senators/in Harald Wolf und Heidi Knake-Werner, die mit der BVG um die Wiedereinführung des Sozialtickets verhandelten.

· Der LV informierte sich zum Stand der Arbeit des Untersuchungsausschusses zur Aufklärung des Bankenskandals und zum Stand der Sanierung der Bankgesellschaft. Erste Gerichtsverfahren gegen Verantwortliche der Bankgesellschaft belegen auch öffentlich, dass die rot-rote Koalition eine lückenlose Aufklärung und Ahndung des Versagens der Bankmanager anstrebt. In einer Stellungnahme zur Ablehnung des Volksbegehrens zum Bankenskandal durch den Senat bekräftigte der LV, dass die PDS ihre Vorschläge aus der 14. Wahlperiode zur Erweiterung der Möglichkeiten direkter Demokratie aufgreifen und in die aktuelle Debatte bringen sowie die öffentliche Auseinandersetzung um die Aufklärung des Bankenskandals weiter befördern wird. 

· Der Landesvorstand verständigte sich zu den aktuellen Vorwürfen um die Finanzierung des Tempodrom und stellte fest, dass es hier um Entscheidungen des rot-grünen Übergangssenats von 2001 ging, in die die PDS nicht involviert war. Die PDS verlangte eine schnelle Aufklärung der Vorgänge.

· Der LV befasste sich mit der Situation von Vivantes und beauftragte LV-Mitglieder, Vorschläge für das politische Agieren der PDS zu unterbreiten mit dem Ziel, die Insolvenz von Vivantes abzuwenden und den Konzern als öffentliches Unternehmen zu erhalten.

· Die Arbeit an einem Straßenausbaubeitragsgesetz für das Land Berlin löste weitreichende politische Diskussion in der Abgeordnetenhausfraktion, den Bezirksverbänden und Fraktionen der PDS in den Ostberliner Randbezirken aus. Durch die CDU und den Verband der Grundstücksnutzer/VDGN wurde vor allem in den Siedlungsgebieten Angst geschürt und die PDS im Vorfeld der Bundestagswahl attackiert. Der Landesvorstand bekräftigt die Positionen, wie sie in den dazu gefassten Beschlüssen des Landesparteitages im April dieses Jahres und der Abgeordnetenhausfraktion im Februar 2005 formuliert wurden.

7. Zwei erfolgreiche Wahlkämpfe

Bei der Wahl zum Europaparlament im Juni 2004 konnte die Berliner PDS mit einem Ergebnis von 14,4 Prozent einen wichtigen Beitrag zur Überwindung der 5-Prozent-Hürde leisten. Sieben Abgeordnete der PDS zogen in das Europaparlament ein. 

Nach den NRW-Wahlen im Mai 2005 kam es auf Initiative der SPD zu vorgezogenen Neuwahlen, die sich als Volksabstimmung über die Agenda 2010 gestalteten. Die Linkspartei.PDS gewann diese Bundestagswahl mit 8,7 Prozent und stellt nunmehr eine 54-köpfige Fraktion im Bundestag. Möglich wurde dieser Wahlerfolg nicht zuletzt durch die Entscheidung Oskar Lafontaines, bei einem Zusammengehen von PDS und WASG zur Verfügung zu stehen. Diese Kooperation gelang und führte zur Umbenennung der PDS in Linkspartei.PDS und zu offenen Listen, auf denen neben parteilosen Persönlichkeiten auch Mitglieder der WASG kandidierten.

In Berlin errang die Linkspartei.PDS mit 16,4 Prozent ihr bisher bestes Bundestagswahlergebnis und konnte sich gegenüber 2002 um 5 Prozent verbessern – und zwar gleichermaßen in Ost und West wurde das Ergebnis von 2002 um ca. 5 Prozent verbessert auf 29,5 Prozent im Osten und 7,2 Prozent im Westen. In Berlin konnten Gregor Gysi, Gesine Lötzsch und Petra Pau ein Direktmandat erringen. Hakki Keskin errang ein viertes Berliner Mandat über die Landesliste. Die Linkspartei.PDS ist wieder drittstärkste Kraft in Berlin. In einem engagierten Wahlkampf wurde in 5 Ostbezirken der Schwerpunkt auf den Direktwahlkampf gesetzt, in allen anderen Bezirken setzten wir auf einen konsequenten Zweitstimmenwahlkampf. 

Auch in Berlin begann die Zusammenarbeit mit der WASG. Zwei WASG-Mitglieder kandidierten auf der Landesliste. Vor allem in den Westbezirken fanden vielfach gemeinsame Wahlveranstaltungen und Infostände statt.

Der Landesvorstand hat eine ausführliche Wahlanalyse vorgenommen, die den Delegierten vorliegt.

8. Zusammenarbeit mit dem Bildungsverein „Helle Panke“

Im März 2004 trafen sich der Landesvorstand und der Vorstand von „Helle Panke e.V.“, um über Möglichkeiten der Verbesserung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der politischen Bildung zu sprechen. Es wurde eine engere Zusammenarbeit bei der Auswahl der Themen zur aktuellen Politik vereinbart. Landespolitiker/innen der PDS wollen künftig mehr Einfluss auf die inhaltliche Gestaltung von Veranstaltungen nehmen. Der Landesvorstand wirbt intensiver für die Angebote der „Hellen Panke“. Einmal jährlich soll es gemeinsame Arbeitsberatungen geben. Es wurde eine gemeinsame Arbeitsgruppe gebildet, der Vertreter/innen von „Helle Panke“, Rosa-Luxemburg-Stiftung, Landesvorstand, Linkspartei.PDS-Fraktion im Abgeordnetenhaus, und vom Kommunalpolitischen Forum angehören und die Veranstaltungen zur Berlin-Politik weiter profilieren soll.

9. Jugendstrukturen in und bei der Linkspartei.PDS Berlin

Im Mai 2004 stellten Vertreter/innen von [´solid] Berlin und von der PDS-Jugend Berlin-Brandenburg ihre Arbeit im Landesvorstand vor. Unterschiedliche politische Ansätze in unterschiedlichen Organisationen sind möglich und können durchaus nebeneinander bestehen, wenn sie sich an unterschiedliche Gruppen wenden und die Bereitschaft zur politischen Zusammenarbeit gegeben ist. Wünschenswert ist eine stärkere Orientierung auf die realen aktuellen Probleme Jugendlicher wie Jugendarbeitslosigkeit und Ausbildungsmisere. Der Landesvorstand unterstützt die Ansätze zur notwendigen Integration der Jugendstrukturen in Berlin.

10. Proteste gegen Rechts

Der Landesvorstand hat sich aktiv an der Vorbereitung von Veranstaltungen zum 60. Jahrestag der Befreiung beteiligt. An diesem Tag dankten wir den alliierten Befreiern Deutschlands und in Berlin insbesondere den sowjetischen Befreiern. Es ist ein großer Fortschritt, dass in der Berliner Bevölkerung ebenso wie in der Regierungspolitik der Begriff „Tag der Befreiung“ akzeptiert wird. Es gelang allerdings bisher nicht, eine Mehrheit im Parlament dafür zu gewinnen, diesen Tag in Berlin zum Gedenktag zu erklären. Unter den vielfältigen Veranstaltungen zum 60. Jahrestag der Befreiung in der Stadt und in den Bezirken ist besonders das Fest der Demokratie zu nennen, mit dem es gelang, den Neonazis den Weg durch das Brandenburger Tor zu verwehren.

Die Aktivitäten stehen in einem größeren Zusammenhang. Die Linkspartei.PDS definiert Berlin als multikulturelle, weltoffene Stadt. Das ist ein Anspruch an die Politik und an die Zivilgesellschaft. Dazu gehören Courage, Toleranz, Demokratie und eine aktive Integrationspolitik. 
Dem entgegen stehen die Strategie und Praxis rechtsextremistischer Parteien bzw. Kameradschaften. Sie propagieren Nationalismus, Antisemitismus und Ausländerfeindlichkeit und sie praktizieren dies mit tätiger Gewalt. Das wird von Teilen auch der Berliner Bevölkerung geduldet, oder wie die Bundestagswahl zeigte, sogar honoriert. Besorgnis erregend ist im Ergebnis der Bundestagswahl die Herausbildung von „Hochburgen“ der NPD, wenn auch auf relativ geringem Niveau. Hier ist die Linkspartei in besonderer politischer Verantwortung und muss um Gegenstrategie ringen. Ein Einzug der NPD in Bezirksverordnetenversammlungen scheint möglich und muss mit aller Entschiedenheit bekämpft werden.

Der Landesvorstand arbeitet in demokratischen und antifaschistischen Bündnissen mit und zwar gegen Nationalismus, Fanatismus und Gewalt in jeglichem Gewande, nicht nur im deutschem. 
 

11. Arbeit der Projektgruppen zu inhaltlichen Schwerpunkten

Die Projektgruppen wurden – ebenso wie das Strategieforum - 2002 eingerichtet, um auf dem Höhepunkt der Krise der PDS nach der verlorenen Bundestagswahl und dem Geraer Parteitag die Debatte um Reformprojekte der PDS in Regierungsverantwortung zu führen und dabei Fachpolitiker/innen auf Landes- und Bezirksebene sowie interessierte Genoss/innen einzubeziehen. Diese Projektgruppen haben sehr unterschiedliche Arbeitsergebnisse erzielt. Die Arbeitsgruppe zur Migrationspolitik hat den Landesparteitagsbeschluss zur Unterstützung der Bleiberechtskampagne unterstützt und sich mit Themen wie Bleiberecht, Abschaffung der Chipkarte, Schaffung von Unterkuntsmöglichkeiten für Flüchtlinge in Wohnungen, Demokratisierung und Entbürokratisierung des Einbürgerungsverfahrens, Reform der Ausländerbehörde und Bildungssituation der Migrant/innen befasst. Es gelang aber nicht, ein Projekt von Anfang bis Ende durchzuführen, alle zuständigen Gremien einzubeziehen und einen dauerhaften Dialog zwischen Projektgruppe, Senatsverwaltungen bzw. Bezirken zu organisieren. 

Die Projektgruppe für bezirkliche Selbstverwaltung leistete eine langfristige, ergebnisorientierte Arbeit. Als ein Arbeitsergebnis legte diese Projektgruppe das Diskussionspapier „Wie sollte die politische und Verwaltungsstruktur Berlins zukünftig aussehen?“ vor. Dazu fand im September 2004 eine Debatte im Landesvorstand statt. Das Diskussionspapier war bereits im Mai den Bezirksverbänden zur Debatte unterbreitet worden, fand aber kaum Resonanz. Der LV unterstützte die im Papier vorgestellte Grundposition, die dezentrale Verantwortung der Bezirke zu stärken bei gleichzeitiger wirksamer gesamtstädtischer Steuerung, und empfahl der Projektgruppe, noch deutlicher zwischen kurzfristigen und längerfristigen Aufgaben zu unterscheiden.

Der neue Landesvorstand wird gemeinsam mit den Bezirksvorständen darüber zu entscheiden haben, in welcher Form das Strategieforum und Projektgruppen weitergeführt werden sollten.

12. Die Linkspartei.PDS Berlin und die WASG Berlin

Nach der grundsätzlichen Einigung der Bundesvorstände von PDS und WASG über eine Kooperation beim Antreten zur Bundestagswahl und die Perspektive der Verschmelzung beider Parteien begannen auch in Berlin Gespräche zwischen den beiden Parteien. Der Landesvorstand der PDS berief eine Gesprächsgruppe, die sich mehrmals mit Vertreter/innen der WASG traf, um über eine Zusammenarbeit im bevorstehenden Wahlkampf und die Möglichkeiten der Debatte zu inhaltlich strittigen Themen, insbesondere zur Berlinpolitik und zur Regierungsverantwortung der PDS, zu sprechen. Nach dem erfolgreichen Bundestagswahlkampf, in dem auch in Berlin vielerorts, vor allem in den Westbezirken, gemeinsame Aktionen von Mitgliedern der Linkspartei.PDS und der WASG stattfanden, erklärte der Landesvorstand seine Bereitschaft, auch in Berlin in konkrete Gespräche mit der WASG über eine zügige Verschmelzung beider Parteien und über ein gemeinsames Antreten zur Berlin-Wahl 2006 einzutreten. Es wurde vereinbart, Gesprächsgruppen zu den Themenfeldern Soziales, Bildung und Wissenschaft, Haushalt und Finanzen, Zukunft des Öffentlichen Dienstes, Landeseigene Unternehmen/Privatisierung, Bankenskandal und Folgen zu bilden, die die inhaltlichen Positionen beider Parteien austauschen und öffentliche Foren für den Zeitraum Dezember 2005 bis Februar 2006 vorbereiten sollen.

13. Finanzarbeit

Die Finanzarbeit der Linkspartei.PDS Berlin wurde mehrmals durch einen unabhängigen Wirtschaftsprüfer bewertet. Das Ergebnis war auch 2003 und 2004 ein „uneingeschränkter Prüfvermerk“. Das heißt, der Umgang mit den Finanzen entsprach dem Parteiengesetz. Damit leistete die Linkspartei.PDS zugleich einen positiven Beitrag zum vorgeschriebenen Rechenschaftsbericht der Partei an den Präsidenten des Deutschen Bundestages.

Die Zusammenarbeit zwischen dem Landesvorstand und den Bezirksorganisationen war gut. Markante Probleme gab und gibt es lediglich mit dem Bezirksvorstand Charlottenburg-Wilmersdorf der Linkspartei.PDS. Dieser verstieß mehrfach gegen das Parteiengesetz. Zugleich denunzierte der Bezirksvorstand den Landesverband beim Präsidenten des Bundestages, unter anderem wegen angeblicher „Schwarzer Kassen“. Dies führte zu weiteren unabhängigen Prüfungen. Durch sie wurde der unterstellte Vorwurf widerlegt. Sie führten aber auch zu zusätzlichen Kosten.

Der Vorsitzende, Schatzmeister und zwei weitere Mitglieder des Bezirksvorstandes der Linkspartei.PDS Charlottenburg-Wilmersdorf wurden inzwischen durch die Bundesschiedskommission aus der Partei ausgeschlossen.

Der Landesfinanzrat arbeitete im Berichtszeitraum kontinuierlich. Er prüfte die Finanzarbeit, er entwickelte das Finanzierungsmodell im Landesverband weiter und engagierte sich für ein bundesweites Finanzierungsmodell, einschließlich eines gerechten Länderfinanzausgleichs. 


Das Berliner Finanzierungsmodell wurde auf der 2. Tagung des 8. Landesparteitages im März 2002 beschlossen. Seither wird danach gearbeitet. Ein überarbeitetes Modell für 2005 ist diesem Bericht als Anlage beigefügt.

Einnahmen und Ausgaben der Landesgeschäftsstelle

Das konkrete Zahlenwerk ist als Anlage aufgeführt. Einige werden hier begründet bzw. kommentiert.

Zu den Einnahmen:
Die für 2005 unmittelbar in der Landesgeschäftsstelle geplanten Beitragseinnahmen werden nicht erreicht. Das liegt daran, dass etliche Genossinnen und Genossen sich auf Landesebene ab- und dafür erneut im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf angemeldet haben.

Erstmals werden Beiträge für die Europäische Linkspartei verbucht. Geplant waren für 2005 insgesamt 42.358,00 Euro. Das war eine Prognose. Eingenommen wurden durch die Linkspartei.PDS Berlin bisher 38.042, 16 Euro. Das ist der höchste Betrag aller Landesverbände.

Die bundesweite Spendenkampagne der Linkspartei.PDS zu den Bundestagswahlen war außerordentlich erfolgreich. Aus diesen Einnahmen erhielt der Berliner Landesverband bis zum jetzigen Zeitpunkt 18.000 Euro. 

Durch diese Summe und nicht geplante „sonstige Einnahmen“ konnten fehlende Mittel ausgeglichen werden. 

Das Gros der Mandats- und Funktionsträger der Linkspartei.PDS Berlin spendet monatlich im geplanten Umfang an die Partei, aber nicht alle. Es gibt erneut Mitglieder der Fraktion im Abgeordnetenhaus, die allen Absprachen zum Trotz weniger oder gar nicht spenden. Das führt zu Mindereinnahmen, die für die politische Arbeit fehlen.

Zu den Ausgaben:

Die geplanten Kosten für den laufenden Geschäftsbetrieb und für die allgemeine politische Arbeit wurden überschritten. Das wird in der Summe allerdings durch Minderausgaben in anderen Positionen ausgeglichen.

Die Jahresplanung musste mehrfach korrigiert werden, vor allem weil es vorgezogene Bundestagswahlen gab und folglich der Wahlkampf zu finanzieren war. Deshalb wurde auch der Fonds „Öffentlichkeitsarbeit“ von ursprünglich 25.000,00 Euro auf nunmehr 64.300,00 Euro aufgestockt. Für den Wahlkampf insgesamt wurden 150.000,00 Euro aus dem Landeshaushalt der Linkspartei.PDS Berlin eingesetzt. Die vorläufige Abrechnung liegt vor.

Einnahmen und Ausgaben des Landesverbandes

(Tabelle s. Anlage)

Per 30. 09. 2005 konnten bereits 81,3 Prozent der geplanten Jahresbeiträge eingenommen werden. Das ist ein sehr gutes Ergebnis und schafft obendrein Planungssicherheit für 2006.

Das Spendenaufkommen in den meisten Bezirken liegt über dem Plan. Das hängt wesentlich mit der hohen Motivation zu den vorgezogenen Bundestagswahlen zusammen. Dennoch gibt es auch in den Bezirken zahlreiche Mandatsträger, die nicht oder unregelmäßig spenden. Derzeit wird mit Blick auf die Berliner Wahlen 2006 an einem Vorschlag gearbeitet, um die Spenden verpflichtender zu regeln.

Die Einnahmen insgesamt liegen über der geplanten Summe. Das trifft aber auch auf die Ausgaben zu. So wurden durch den Wahlkampf 19.435,82 Euro mehr ausgegeben, als eingenommen wurden. Diese Differenz wurde aus dem Bestand ausgeglichen. 

SEITE  
9

